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Editorial 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich freue mich, Ihnen die neue Ausgabe un-
seres Newsletters präsentieren zu können. 
In ausgewählten Bereichen haben wir für Sie 
in bewährter Form Themen aufbereitet. So-
mit ist hoffentlich der Newsletter eine will-
kommene Abwechslung für die Herausforde-
rungen Ihres Verantwortungsbereichs. Ihnen 
eine angenehme Sommerzeit. 

Bis zur nächsten Ausgabe verbleiben wir mit 
den besten Grüßen 

Ihr BDO Team 
 

 

 
ANDREAS JÜRGENS 
Geschäftsführer 
Wirtschaftsprüfer, Steuerberater  
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HINWEIS AN DEN LESER 

Die aktuelle Information „Public Sektor“ sowie zahlreiche weitere BDO Publikationen stehen für Sie auch im 
Internet bereit unter www.bdo.de und www.bdo-concunia.de. 

Mit unserem „Newsletter Public“ berichten wir über Entwicklungen bei öffentlichen Institutionen in der 
Verwaltungsführung, im Haushalts- und Rechnungswesen, im IT-Bereich sowie im Steuerrecht und öffentli-
chem Wirtschaftsrecht. 

Die Autoren haben diese Informationen in Zusammenarbeit mit unserem Kooperationspartner BDO Legal 
Rechtsanwaltsgesellschaft mbH mit größter Sorgfalt zusammengestellt. Wir bitten aber um Verständnis da-
für, dass die BDO für gleichwohl enthaltene etwaige Informationsfehler keine Haftung übernimmt. Bitte 
beachten Sie, dass es sich bei dem „Newsletter Public“ nur um allgemeine Hinweise handeln kann, die die 
Prüfung und erforderliche individuelle Beratung eines konkret zu beurteilenden Sachverhalts nicht zu erset-
zen vermögen. 

Für Rückfragen und Ihre persönliche Beratung stehen wir Ihnen jederzeit gerne zu Verfügung. 
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1. HAUSHALTS- UND RECHNUNGSWE-
SEN 

1.1. Aufsichtsrechtliche Behandlung bilanziell 
überschuldeter Kommunen nach Auslau-
fen des Stärkungspakts Stadtfinanzen für 
Kommunen der Stufe 3 in NRW 

Nachdem bereits Ende 2021 der Stärkungspakt 
Stadtfinanzen für Kommunen der Stufe 1 und 2 
abgelaufen ist, endet am 31. Dezember 2023 
auch der Stärkungspakt für die Stufe 3, an der le-
diglich drei Kommunen teilnahmen. Seit 2011 un-
terstützte das Land Nordrhein-Westfalen finanzi-
ell stark belastete Kommunen bei der Erreichung 
eines strukturellen Haushaltsausgleichs. Nach Be-
endigung dieser Unterstützung gelten erneut un-
eingeschränkt die Vorschriften der Gemeindeord-
nung NRW sowie der Kommunalhaushaltsverord-
nung NRW. Für Kommunen bedeutet das Ende 
des Stärkungspaktgesetzes die Erreichung eines 
ausgeglichenen Haushalts ohne Konsolidierungs-
hilfen. Angesicht potenzieller fortbestehender 
Überschuldung von Kommunen im Jahr 2024 hat 
das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau 
und Gleichstellung in einem Erlass vom 14. Mai 
2021 für die Stufen 1 und 2 konkretisiert, welche 
aufsichtsrechtlichen Regelungen gelten sollen. 
Analog gilt die Anwendung gleichermaßen für die 
Kommunen der Stufe 3. Diejenigen Kommunen, 
bei denen eine Überschuldung fortbesteht, un-
terliegen der Notwendigkeit, weiterhin ein Haus-
haltssicherungskonzept (HSK) gemäß § 76 Abs. 1 
GO NRW aufzustellen und jährlich fortzuschrei-
ben. Diese Aufstellungspflicht resultiert aus der 
Planung des vollständigen Verbrauchs der Allge-
meinen Rücklage innerhalb der mittelfristigen Er-
gebnis- und Finanzplanung (§ 76 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 
Go NRW). Das HSK ist neben der Haushaltssat-
zung der jeweiligen Kommunalaufsicht vorzule-
gen. Für eine Veröffentlichung der Haushaltssat-
zung muss eine entsprechende Genehmigung des 
HSK erfolgen, welche eine Darstellung eines lau-
fenden Haushaltsausgleichs sowohl im Haushalts-
jahr wie auch in sämtlichen Jahren der mittel-
fristigen Ergebnis- und Finanzplanung voraussetzt 
(§ 84 GO NRW). Eine Genehmigung ist auch bei 
geplanten Defiziten oder einem Fehlbetrag für 
diesen Zeitraum möglich, sofern die Kommune 
das Erreichen der Ausgleichsziele belegen kann. 
Wird einer Kommune die Genehmigung zur Veröf-
fentlichung der Haushaltssatzung erteilt, steht es 
dieser frei, gestaltende Entscheidungen zu tref-
fen, wie beispielsweise die Festsetzung des Steu-
erhebesatzes. Somit ist das Ziel der Haushaltssi-
cherung, durch den vollständigen Abbau der bi-

lanziellen Überschuldung einen rechtswidrigen 
Fehlbetrag zu vermeiden und der Kommune ei-
gene Gestaltungsoptionen zu ermöglichen. 

 
Wirtschaftsprüfer, Steuerberater 
Andreas Jürgens 
T: +49 251 – 322015-1 
F: +49 251 – 322015-20 
andreas.juergens@bdo-concunia.de 
www.bdo-concunia.de 

 

1.2. Folgebewertung von Finanzanlagen im 
Jahresabschluss 

Finanzanlagen in der Bilanz von Körperschaften 
des öffentlichen Rechts sind von großer Bedeu-
tung. Auch wenn Finanzanlagen nicht einer re-
gelmäßigen Abschreibung unterliegen, ist eine 
außerplanmäßige Abschreibung auf den niedrige-
ren beizulegenden Wert in jedem Jahresab-
schluss zu prüfen. Hierbei wird unterschieden, ob 
es sich um eine vorrübergehende oder dauer-
hafte Wertminderung handelt. 

Ausgangspunkt der Werthaltigkeitsprüfung bei 
Beteiligungen, verbundenen Unternehmen oder 
Sondervermögen ist der sogenannte innere Wert 
des Unternehmens, der üblicherweise nach ei-
nem Ertrags- oder Substanzwert errechnet wird. 
Das (anteilige) Eigenkapital des Unternehmens, 
dessen Höhe als Finanzanlagen ausgewiesen wer-
den, hat in der Regel keine Relevanz, auch wenn 
in der Eröffnungsbilanz der Gebietskörperschaft 
dieses Vereinfachungsverfahren häufig – soweit 
zulässig – angewendet wurde.  

Nach handelsrechtlichen Zwecken wird entspre-
chend des IDW Standard „IDW RS HFA 10“ das 
Unternehmen nach dem Ertragswert vorrangig 
bewertet und bei fehlenden finanziellen Zielset-
zungen des Unternehmens das Substanzwertver-
fahren zur Anwendung gebracht. Dabei gilt, dass 
das gesamte Unternehmen einheitlich nach ei-
nem bestimmten Verfahren bewertet wird. Eine 
differenzierte spartenbezogene Betrachtung mit 
unterschiedlichen Bewertungsmethoden – wie bei 
Gemeinden in der Eröffnungsbilanz häufig durch-
geführt – wird für die Bewertung von Unterneh-
mensanteilen nach handelsrechtlichen Zwecken 
verneint. 

Die Anwendung der einheitlichen Bewertung nach 
handelsrechtlichen Grundlagen bei Unterneh-
mensanteilen der öffentlichen Hand für die 
Folgebewertung im Jahresabschluss wurde bei  
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Aufsichtsbehörden in der jüngeren Zeit disku-
tiert. 

Sollte eine einheitliche Bewertung nach dem Er-
tragswertverfahren bzw. Sachwertverfahren zur 
Anwendung kommen, würde teilweise ein hoher 
Abwertungsbedarf der Finanzanlagen entstehen. 
Beispielsweise würden Stadtwerke, die gleichzei-
tig dauerdefizitäre Schwimmbäder betreiben, 
nur mit einem saldierten Ergebnis in die Ertrags-
bewertung einfließen, während in der Eröff-
nungsbilanz eine spartenbezogene Bewertung des 
Versorgungsbereichs nach Ertragswertverfahren 
bzw. der Schwimmbäder nach dem Substanz-
wertverfahren additiv zu wesentlich höheren Un-
ternehmenswerten geführt haben. Der erhebli-
che Abwertungsbedarf hätte dann ggf. zur Folge, 
dass die Städte und Gemeinde bilanziell über-
schuldet sind. 

Der Fachausschuss für öffentliche Unternehmen 
und Verwaltungen des Instituts der Wirtschafts-
prüfer (ÖFA) hat nun in seinem Ergebnisbericht 
zur 135. Sitzung dazu Stellung genommen. Ange-
sichts der unterschiedlichen Rechnungslegungs-
zwecke von HGB und NKF NRW hält es der ÖFA 
für vertretbar, wenn im kommunalen Abschluss 
(weiterhin) ein Bereich mit dem Ertragswert und 
ein anderer (dauerdefizitärer) Bereich mit dem 
Substanzwert bewertet wird, selbst wenn es sich 
um rechtlich unselbständige Sparten handelt.  

 
Wirtschaftsprüfer, Steuerberater 
Andreas Jürgens 
T: +49 251 – 322015-1 
F: +49 251 – 322015-20 
andreas.juergens@bdo-concunia.de 
www.bdo-concunia.de 

 

1.3. Eckpunkte des Gemeindefinanzierungsge-
setzes 2024 der Landes NRW  

Die Landesregierung in NRW hat die Eckpunkte 
des Gemeindefinanzierungsgesetzes 2024 über-
mittelt. Obwohl die Finanzausgleichsmasse mit 
ca. 15,166 Milliarden Euro über dem Vorjahres-
wert liegt, verringert sich die verteilbare Finanz-
ausgleichsmasse. Grund hierfür ist einerseits die 
vom Land durchgeführte Verbundmassen-Aufsto-
ckung in den Jahren 2021 und 2022 mit insgesamt 
rd. 1,5 Mrd. Euro, die über 50 Jahre mit jährlich 
rd. 29,8 Mio. Euro getilgt werden sollen. Ande-
rerseits führen die sogenannten Altschuldenpläne 
des Landes zu einem sogenannten Vorwegabzug 
in Höhe von 230 Mio. Euro. 

Die Differenzierung der fiktiven Hebesätze zwi-
schen kreisangehörigen Städten und Gemeinden  
sowie kreisfreien Städten bleibt bestehen. We-
gen des anhängigen Klageverfahrens bleibt es 
aber bei der hälftigen Umsetzung der differen-
zierten fiktiven Hebesätze. 

Ein Investitionsprogramm für kommunale Klima-
schutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen mit ei-
nem Volumen von mindestens 6 Milliarden Euro 
ist laut dem Eckpunktepapier zum GFG für das 
Jahr 2024 vorgesehen. Auch hier soll eine Abfi-
nanzierung der hiermit verbundenen Finanzmit-
tel durch einen Vorwegabzug zulasten der Allge-
meinen Investitionspauschale in Höhe von 300 
Millionen Euro jährlich über einen Zeitraum von 
40 Jahren erfolgen. 

 
Wirtschaftsprüfer, Steuerberater 
Andreas Jürgens 
T: +49 251 – 322015-1 
F: +49 251 – 322015-20 
andreas.juergens@bdo-concunia.de 
www.bdo-concunia.de 

 
 
2. ÖFFENTLICHES WIRTSCHAFTS-

RECHT 

2.1. Bundesverwaltungsgericht erklärt vor-
instanzliche Entscheidungen zur Abwass-
ergebührenkalkulation für unwirksam 

Das Oberverwaltungsgericht Münster hatte am 
17.05.2022 (Az.: 9 A 1019/20) entschieden, dass 
die Abwassergebührenkalkulation der Stadt Oer-
Erkenschwick für das Jahr 2017 rechtswidrig ist. 
Als Begründung wurde dargelegt, der gleichzei-
tige Ansatz von kalkulatorischen Abschreibungen 
und kalkulatorischen Zinsen zu einem Nominal-
zinssatz führe zu einem doppelten Inflationsaus-
gleich, welcher dem Kostendeckungsprinzip gem. 
§ 6 Abs. 1, S. 3 KAG NRW widerspricht.  

Eine Revision zu diesem Urteil hatte das OVG 
nicht zugelassen. Dagegen hatte die Stadt Oer-
Erkenschwick Nichtzulassungsbeschwerde beim 
Bundesverwaltungsgericht einlegt. 

Mit Beschluss vom 07.03.2023 (Az.: 9 B 15.22) 
hat das Bundesverwaltungsgericht das Beschwer-
deverfahren gegen die Nichtzulassung der Revi-
sion eingestellt und die vorinstanzliche Entschei-
dung des Oberverwaltungsgerichts Münster (so-
wie des Verwaltungsgerichts Gelsenkirchen) für 
unwirksam erklärt.   
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Die Folgen für das Kalkulationsjahr 2022 aus der 
Beendigung des Beschwerdeverfahrens lassen 
sich noch nicht eindeutig bestimmen, allerdings 
lässt sich folgendes festhalten: 

 Wurden die Abwassergebühren 2022 anti-
zipiert erhoben, entsteht die Gebühren-
schuld bereits am Jahresanfang, so än-
dert sich durch die Beendigung des Be-
schwerdeverfahrens vor dem Bundesver-
waltungsgericht nichts für die Gebühren-
bescheide. Dies ist damit zu begründen, 
dass die Abwassergebühr bereits zum 
01.01.2022 entstanden, die Gesetzesän-
derung des KAG NRW hingegen erst am 
15.12.2022 in Kraftgetreten ist. Des Wei-
teren ist die geänderte Rechtsprechung 
vom Oberverwaltungsgericht Münster 
vom 17.05.2022 vom Bundesverwaltungs-
gericht als wirkungslos erklärt worden.  

 Wurden die Abwassergebühren 2022 
durch Vorausleistungen erhoben, ent-
steht die Gebühr erst am Jahresende und 
es ist im Jahr 2023 ein Endabrechnungs-
bescheid zu erlassen. Eine Begründung 
für eine Neukalkulation auf Basis des seit 
dem 15.12.2022 geänderten KAG NRW, 
ist damit gegeben, da seit diesem Zeit-
punkt eine neue Rechtsgrundlage vor-
liegt. Es ist allerdings fraglich, ob der 
Gebührensatz nur vor Entstehung der Ge-
bühr, d. h. vor dem 31.12.2022 geändert 
werden konnte, da es in NRW keine Re-
gelung zu einer rückwirkenden Satzungs-
änderung gibt.  

 Laut dem Ministerium für Heimat, Kom-
munales, Bau und Digitalisierung des Lan-
des NRW stellt eine Abrechnung von Vo-
rausleistungen für das Jahr 2022 im Früh-
jahr 2023 auf der Grundlage des neuen 
KAG NRW einen Fall der zulässigen tatbe-
standlichen Rückanknüpfung dar. Offen 
bleibt damit aber, wie die Verwaltungs-
gerichte hierüber entscheiden werden. 

 
Wirtschaftsprüfer,  
Master of Arts 
Julian Schulz 
T: +49 251 – 322015-24 
F: +49 251 – 322015-20 
julian.schulz@bdo-concunia.de 
www.bdo-concunia.de 
 

2.2. Das Hinweisgeberschutzgesetz kommt - 
was der öffentliche Sektor jetzt wissen 
muss!  

Am 12. Mai 2023 hat der Bundesrat das Hinweis-
geberschutzgesetz (“HinSchG”) nach einem lang-
wierigen Gesetzgebungsverfahren nun schließlich 
verabschiedet. Das Gesetz tritt einen Monat nach 
der Verkündung im Bundesgesetzblatt, also vo-
raussichtlich Anfang Juli 2023 in Kraft. Grundlage 
des HinSchG ist die EU-Richtlinie vom 23. Okto-
ber 2019 zum Schutz von Personen, die Verstöße 
gegen das Unionsrecht melden.  

Mit der neuen gesetzlichen Herausforderung sind 
neben den privaten Unternehmen auch öffentli-
che Beschäftigungsgeber von den Auswirkungen 
betroffen.  

Verpflichtete Beschäftigungsgeber nach dem Hin-
SchG sind auch natürliche Personen sowie juristi-
sche Personen des öffentlichen Rechts und solche 
Beschäftigungsgeber, die im Eigentum oder unter 
der Kontrolle einer juristischen Person des öf-
fentlichen Rechts stehen. Dies sind neben Behör-
den und Verwaltungsstellen auf Bundes-, Landes- 
und Kommunalebene auch öffentlich Verbände, 
Gemeinden, kommunale Verwaltungsgesellschaf-
ten, Anstalten und öffentlich-rechtliche Stiftun-
gen, Gerichte und sonstige Körperschaften. Vor- 
aussetzung für die Verpflichtung nach dem Hin-
SchG ist, dass diese öffentlichen Beschäftigungs-
geber mindestens 50 Beschäftigte haben. 

Interne Hinweisgeberstellen 

Dabei sollte insbesondere Folgendes beachtet 
werden: Alle Pflichten des HinSchG finden für 
den öffentlichen Dienst bereits mit Inkrafttreten 
des Gesetzes Anwendung! Die im HinSchG festge-
legte Übergangsfrist für private Beschäftigungs-
geber mit in der Regel 50 bis 249 Beschäftigten, 
die ihre internen Meldestellen erst ab dem 
17. Dezember 2023 einrichten müssen, gilt aus-
drücklich nicht für öffentliche Beschäftigungsge-
ber.  

Spezielle Regelungen für das Betreiben interner 
Meldestellen durch öffentliche Beschäftigungsge-
ber gelten nach dem HinSchG für den Bund, die 
Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände so-
wie solche Beschäftigungsgeber, die im Eigentum 
oder unter der Kontrolle von Gemeinden und Ge-
meindeverbänden stehen. 

Das HinSchG sieht nunmehr vor, dass die inter-
nen Meldestellen keine anonymen Meldekanäle 
einrichten müssen. Es besteht keine Pflicht, son-
dern nur eine Empfehlung zur Bearbeitung ein-  
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gehender anonymer Meldungen. Auch ohne eine 
solche gesetzliche Verpflichtung sollte der öf-
fentliche Sektor unseres Erachtens möglichst 
anonyme Meldekanäle vorhalten: Auf diese Weise 
erreichen die Beschäftigungsgeber auch Meldun-
gen von Personen, die ihre Identität nicht offen-
legen wollen und ohne diese anonyme Meldemög-
lichkeit gezwungen wären, sich an externe Er-
mittlungsstellen zu wenden. Letztlich wird damit 
nicht nur der Schutz des Hinweisgebenden er-
reicht, sondern auch der öffentliche Beschäfti-
gungsgeber wird bestmöglich vor Imageschäden 
geschützt.  

Auch öffentliche Beschäftigungsgeber können ex-
terne Dritte mit der Einrichtung und dem Betrieb 
der internen Meldestelle beauftragen. Insbeson-
dere die Beauftragung externer Rechtsanwälte 
als Ombudspersonen ist möglich. Der öffentliche 
Beschäftigungsgeber selbst bleibt allerdings auch 
dann verpflichtet, geeignete Maßnahmen zur Ab-
stellung des gemeldeten Verstoßes zu ergreifen. 
Auch für etwaig erforderliche Folgemaßnahmen 
muss der beauftragte Dritte mit dem öffentli-
chen Beschäftigungsgeber zusammenarbeiten. 

Externe Meldestellen 

Hinweisgebende Personen haben nach dem Hin-
SchG ein Wahlrecht, ob sie sich an eine interne 
oder externe Meldestelle wenden. Aus diesem 
Grund sind bestimmte öffentliche Stellen (u. a. 
Bundesamt für Justiz, Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht und Bundeskartellamt) 
zur Einrichtung und zum Betrieb von externen 
Meldestellen verpflichtet, an die sich alle hin-
weisgebenden Personen wenden können. 

Das HinSchG sieht allerdings ausdrücklich vor, 
dass Beschäftigungsgeber Anreize dafür schaffen 
sollen, dass sich hinweisgebende Personen vor ei-
ner Meldung an eine externe Stelle zunächst an 
die interne Meldestelle wenden.  

Zudem sieht das HinSchG jetzt eine Priorisierung 
interner Meldestellen vor: Hinweisgebende Per-
sonen sollen die Meldung an die interne Melde-
stelle gegenüber der externen Meldestelle bevor-
zugen, wenn intern wirksam gegen Verstöße vor-
gegangen werden kann und sie keine Repressa-
lien befürchten. 

Wir nehmen Ihnen diese gesetzliche Verpflich-
tung ab! 

Um Sie bei der Umsetzung der beschriebenen ge-
setzlichen Verpflichtung zu unterstützen, wurde 
die „BDO Compliance Assistance“ entwickelt: 
Dieses Produkt richtet für die betroffenen Be-

schäftigungsgeber ein externes Hinweisgebersys-
tem ein, wobei erfahrene Rechtsanwälte als ex-
terne Ombudspersonen fungieren. Der Hinweis-
geber kann den Compliance-Verstoß schriftlich, 
elektronisch, telefonisch oder auch persönlich 
melden. Dabei gewährleistet unser webbasiertes 
BDO Legal Hinweisgeberportal eine weltweite 
und permanente Erreichbarkeit in allen Spra-
chen. Entsprechend den Vorgaben des HinSchG 
wird eine sichere Übermittlung der Hinweise ga-
rantiert; die Informationen sowie die Identität 
des Hinweisgebers und der in der Meldung ge-
nannten Personen werden vertraulich behandelt. 
Darüber hinaus kann dem Hinweisgeber – sofern 
gewünscht - auch Anonymität gegenüber den je-
weiligen Ansprechpartnern beim Beschäftigungs-
geber zugesichert werden. 

Ergänzt werden kann der Service mit weiteren 
praxisnahen Assistance-Leistungen aus dem Be-
reich der Compliance; so z. B. mit Schulungsfor-
maten. Sprechen Sie uns bei Interesse oder wei-
teren Fragen gerne an.  

 
Rechtsanwalt  
BDO Legal Rechtsanwaltsgesellschaft mbH 
Jesko Trahms 
T: +49 89 743 25 234 
jesko.trahms@bdolegal.de 
www.bdolegal.de 
 

2.3. Auslaufen der Übergangsregelung bezüg-
lich Bußgelder im Transparenzregister 

Ab dem 1. Juli 2023 fallen für Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung, Genossenschaften, Euro-
päische Genossenschaften und Partnerschaften 
Bußgelder bei Verstoß gegen die Mitteilungs-
pflicht der Angaben ihrer wirtschaftlich Berech-
tigten nach § 20 Abs. 1 des Geldwäschegesetzes 
(GwG) an. Für Aktiengesellschaften, SE und Kom-
manditgesellschaften auf Aktien fallen bei Ver-
stoß bereits seit April 2023 Bußgelder an. Für alle 
anderen Gesellschaftsformen gilt dies spätestens 
ab Januar 2024. Aufgrund der dadurch wieder-
holt auftretenden Probleme und Fragen in der 
Wirtschaftsprüfung wird dieser Artikel mit den 
wichtigsten Änderungen zum Transparenzregister 
verfasst. 

Hintergrund 

Das Transparenzregister wurde im Jahr 2017 im 
Zuge der Umsetzung der Vierten EU-Geldwäsche-
Richtlinie eingeführt und ist in den §§ 18 ff. GwG 
geregelt. Es soll durch erhöhte Transparenz ver-  

mailto:jesko.trahms@bdolegal.de
http://www.bdolegal.de/
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hindern, dass bestimmte Gesellschaftsformen 
zum Zweck der Geldwäsche und Terrorismusfi-
nanzierung missbraucht werden. Zu Beginn 
diente das Register lediglich als Auffangregister. 
Zum 01.08.2021 trat das neue Transparenzregis-
ter- und Finanzinformationsgesetz (TraFinG) in 
Kraft. Dies führte zu einer Neugestaltung des 
Geldwäschegesetzes. Das Transparenzregister 
wurde in ein Vollregister umgewandelt.  

Was ändert sich? 

§ 20 Abs. 1 GwG verpflichtet juristische Personen 
des Privatrechts (GmbH, AG, eingetragene Ver-
eine und rechtsfähige Stiftungen) und eingetra-
gene Personengesellschaften (KG, OHG und 
PartG) dazu, die in § 19 Abs. 1 GwG aufgeführten 
Angaben bezüglich ihrer wirtschaftlich Berechtig-
ten einzuholen, aufzubewahren, auf aktuellem 
Stand zu halten und der registerführenden Stelle 
zur Eintragung in das Transparenzregister mitzu-
teilen. Bisher wurden die entsprechenden Anga-
ben aus anderen Registern (wie dem Handels- 
oder Vereinsregister) übernommen. Es galt die 
sogenannte Mitteilungsfiktion aus § 20 Abs. 2 
GwG. Durch die Neugestaltung des Geldwäsche-
gesetzes entfiel diese jedoch. Gesellschaften 
müssen sich in das Transparenzregister eintragen 
lassen. Dies erfolgt über die Weitergabe der An-
gaben zu den wirtschaftlich Berechtigten an die 
registerführende Stelle. Für juristische Personen 
des Privatrechts und eingetragene Personenge-
sellschaften nach § 20 Abs. 1 GwG, die bisher von 
der Mitteilungsfiktion profitiert haben, galten 
entsprechende Übergangsfristen (geregelt in § 59 
Abs. 8 GwG). Bis spätestens zum 31.12.2022 
mussten die Angaben für alle Gesellschaftsfor-
men an das Transparenzregister übermittelt wer-
den. Aktuell gilt somit lediglich noch die Über-
gangsregelung bei Ordnungswidrigkeiten durch 
einen Verstoß der Mitteilungspflicht. 

Welche Angaben bezüglich der wirtschaftlich 
Berechtigten müssen gemacht werden? 

Nach § 3 Abs. 2 S. 1 GwG gilt jede natürliche 
Person als wirtschaftlich Berechtigt, die unmit-
telbar oder mittelbar  

 mehr als 25 % der Kapitalanteile hält 
 mehr als 25 % der Stimmrechte kontrol-

liert oder 
 auf vergleichbare Weise Kontrolle ausübt 

(bspw. Komplementäre, Vetorecht). 

Zu den Angaben gehören nach § 19 Abs. 1 GwG 
der Vor- und Nachname, das Geburtsdatum, der 
Wohnort, Art und Umfang des wirtschaftlichen 

Interesses und alle Staatsangehörigkeiten des 
wirtschaftlich Berechtigten.  

Gesellschaften, die vor der Gesetzesreform von 
der Mitteilungsfiktion profitiert haben, müssen 
den aktuellen Stand der wirtschaftlich Berechtig-
ten an das Transparenzregister übermitteln. Neu 
gegründete Gesellschaften, die nicht von der 
Übergangsregelung betroffen sind, müssen hinge-
gen alle Daten zu ihren wirtschaftlich Berechtig-
ten ab dem 01.10.2017 bis heute melden. 

Welche Rechtsfolgen drohen bei Nichteinhal-
tung? 

Die Verletzung der Mitteilungspflicht an das 
Transparenzregister stellt eine Ordnungswidrig-
keit dar, welche im Regelfall zu Geldbußen 
führt. Hierbei muss bei einem leichtfertigen Ver-
stoß mit Bußgeldern bis zu 100.000 Euro gerech-
net werden. Im Rahmen der Übergangsregelung 
fallen für Unternehmen, deren Angaben bisher 
durch die Mitteilungsfiktion automatisch über-
mittelt wurden, Bußgelder bei Nichteinhaltung 
der Mitteilungspflicht an das Transparenzregister 

 für Aktiengesellschaften, SE und Kom-
manditgesellschaften auf Aktien ab April 
2023 

 für Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung, Genossenschaften, Europäische Ge-
nossenschaften und Partnerschaften ab 
Juli 2023 und 

 für alle anderen Fälle ab Januar 2024  

an. 

Was ist zu empfehlen? 

Da die Mitteilungsfiktion seit August 2021 nicht 
mehr existiert, sollte insbesondere bei Änderun-
gen zu Angaben der wirtschaftlich Berechtigten 
oder bei Änderungen der Eigentums- oder Kon-
trollstrukturen nach dem 31.07.2021 eine Ein-
sicht in das Transparenzregister erfolgen. Grund-
sätzlich ist zu empfehlen, die Angaben der wirt-
schaftlich Berechtigten auf Richtigkeit und Voll-
ständigkeit zu überprüfen. Sollten Abweichungen 
der Daten zu den wirtschaftlich Berechtigten 
festgestellt werden, sind diese Unstimmigkeiten 
unverzüglich gem. § 23a Abs. 1 GwG der register-
führenden Stelle zu melden. 

 
Rechtsanwalt, Steuerberater 
Henning Overkamp 
T: +49 251 – 322015-73 
F: +49 251 – 322015-20 
henning.overkamp@bdo-concunia.de 
www.bdo-concunia.de 

mailto:henning.overkamp@bdo-concunia.de
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2.4. Neues Stiftungsgesetz in NRW 

Reform zur Vereinheitlichung des Stiftungs-
rechts  

Das Gesetz zur Vereinheitlichung des Stiftungs-
rechts und zur Änderung des Infektionsschutzge-
setzes vom 16.07.2021 (BGBl. I 2021 S. 2947) ver-
einheitlicht die Regelungen des Stiftungsrechts 
auf Bundesebene. Durch den Gebrauch seiner 
Gesetzgebungskompetenz sorgt der Bundesge-
setzgeber dafür, dass landesrechtliche Vorschrif-
ten diesbezüglich außer Kraft gesetzt werden. 
Zuvor fanden sich die Vorschriften zum Stiftungs-
recht nur zum Teil im BGB wieder und wurden 
weitreichend landesrechtlich ergänzt. In Zukunft 
soll das Stiftungszivilrecht daher auf Bundes-
ebene in den §§ 80 bis 88 BGB n. F. geregelt wer-
den. Diese Änderung soll sowohl der Verwal-
tungsvereinfachung als auch der Entbürokratisie-
rung dienen. Aus diesem Grund wird das Stif-
tungsgesetz NRW durch das Ablösegesetz, mit 
Wirkung ab dem 01.07.2023, angepasst.  

Welche Änderungen sind relevant? 

Durch die Gesetzesneuerungen entfallen die lan-
desrechtlichen Regelungen zur Verwaltung des 
Stiftungsvermögens, zur Anzeige und Genehmi-
gung von Satzungsänderungen, zum Zusammen-
schluss und zur Auflösung sowie Aufhebung von 
Stiftungen. Vorschriften hierzu lassen sich jetzt 
in den §§ 80 ff. BGB n. F. finden. Bei den bundes-
rechtlichen Regelungen gibt es nun konkrete Be-
stimmungen zur Verwaltung des Stiftungsvermö-
gens sowie zu den Rechten und Pflichten der Or-
ganmitglieder. Ebenfalls wird die persönliche 
Haftung von Vorstandsmitgliedern gelockert 
(§ 84a Abs. 2 BGB n. F.). Demnach haften diese 
nicht persönlich, wenn ihre Entscheidung aus ob-
jektiver Betrachtung auf Grundlage angemesse-
ner Informationen zum Wohle der Stiftung ge-
troffen wurde. Des Weiteren werden die Um-
wandlung in eine Verbrauchsstiftung und der Zu-
sammenschluss mit anderen Stiftungen, für wirt-
schaftlich schlecht laufende Stiftungen, erleich-
tert. 

Auch bei den landesrechtlichen Vorschriften fal-
len Änderungen an. Diese sollen unter anderem 
die Eigenverantwortlichkeit der Stiftungen för-
dern. Bisher mussten die Stiftungen die beabsich-
tigte Veräußerung oder Belastung von Grundstü-
cken oder sonstigen Vermögenswerten sowie die 
Übernahme von Bürgschaften an die Stiftungsbe-
hörden melden, wenn der Geschäftswert hierbei 
über 30 % des Stiftungsvermögens ausmacht. Ab 
dem 01.07.2023 müssen derartige Geschäfte 

nicht mehr angezeigt werden. Weiterhin ist zu 
beachten, dass zukünftig die Grundsätze der ord-
nungsgemäßen Buchführung bei der Erstellung 
der Jahresabrechnung eingehalten werden müs-
sen. Bei gemeinnützigen Stiftungen kann die Stif-
tungsbehörde (im Rahmen ihres Ermessens und 
unter Einhaltung des Verhältnismäßigkeitsgrund-
satzes) eine Prüfung der Jahresrechnung verlan-
gen.  

Einführung Stiftungsregister 2026 

Zurzeit müssen im Land NRW alle Stiftungen in 
das Stiftungsverzeichnis gem. § 10 StiftG einge-
tragen werden. Dies ändert sich jedoch zum 
01.01.2026 mit dem Inkrafttreten des bundes-
weit einheitlich geltenden Stiftungsregisters. Mit 
diesem tritt das Stiftungsregistergesetz (StiftRG) 
in Kraft. Das Stiftungsverzeichnis in NRW wird 
nach einer einjährigen Übergangszeit nach dem 
31.12.2026 aufgegeben. Dies bedeutet, dass Stif-
tungen, die vor dem 01.01.2026 entstanden sind, 
spätestens bis zum 31.12.2026 gem. § 82b Abs. 2 
BGB n. F. zur Eintragung in das Stiftungsregister 
angemeldet werden müssen. 

 
Rechtsanwalt, Steuerberater 
Henning Overkamp 
T: +49 251 – 322015-73 
F: +49 251 – 322015-20 
henning.overkamp@bdo-concunia.de 
www.bdo-concunia.de 

 

2.5. Referentenentwurf des BMAS zur Arbeits-
zeiterfassung 

Vor dem Hintergrund der Entscheidungen des Eu-
ropäischen Gerichtshofs (Urt. v. 14.05.2019 - C-
55/18) und des Bundesarbeitsgerichts (Beschl. v. 
13.09.2023 - 1 ABR 22/21) sind Arbeitgeber be-
reits heute verpflichtet, ein „verlässliches, ob-
jektives und zugängliches System“ zur Erfassung 
der täglichen Arbeitszeiten ihrer Arbeitnehmer 
vorzuhalten und anzuwenden (wir berichteten). 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS) hat am 18.04.2023 den Referentenent-
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Arbeits-
zeitgesetzes und anderer Vorschriften („Gesetz-
entwurf“) vorgelegt, mit dem die an sich beste-
henden Pflichten von Arbeitgebern zur Arbeits-
zeiterfassung kodifiziert und näher ausgestaltet 
werden sollen. 

  

mailto:henning.overkamp@bdo-concunia.de
http://www.bdo-concunia.de/
https://www.bdolegal.de/de-de/insights/aktuelles/2022/update-details-der-pflicht-zur-arbeitszeiterfassung
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Der Gesetzentwurf enthält folgende Kernele-
mente: 

 Arbeitgeber sind verpflichtet, Beginn, 
Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit 
aller Arbeitnehmer im Sinne des ArbZG 
jeweils am Tag der Arbeitsleistung elekt-
ronisch aufzuzeichnen. Ausweislich der 
Gesetzesbegründung sollen unter „elekt-
ronisch“ nicht nur gängige Zeiterfas-
sungstools und -apps zu verstehen sein, 
sondern auch Tabellenkalkulationspro-
gramme. Damit wäre eine Arbeitszeiter-
fassung z. B. mittels Microsoft-Excel wei-
terhin zulässig, nicht aber eine rein hän-
dische Aufzeichnung nebst anschließen-
dem Scan hiervon. 

 Die Aufzeichnungspflicht trifft den Ar-
beitgeber. Die Durchführung kann er al-
lerdings an Dritte, etwa Vorgesetzte, 
oder den Arbeitnehmer selbst delegie-
ren, wobei der Arbeitgeber für eine ord-
nungsgemäße Aufzeichnung weiterhin 
verantwortlich bleibt. 

 Auf Verlangen hat der Arbeitgeber den 
Arbeitnehmer über die aufgezeichnete 
Arbeitszeit zu informieren und eine Ko-
pie der Aufzeichnungen zur Verfügung zu 
stellen. 

 Es sind näher spezifizierte Aufbewah-
rungsfristen im Hinblick auf die für die 
Kontrolle der Einhaltung der Arbeitszeit-
vorschriften erforderlichen Aufzeichnun-
gen, einschließlich der Arbeitszeitnach-
weise, vorgesehen. 

 In einem Tarifvertrag oder aufgrund ei-
nes Tarifvertrags in einer Betriebs- oder 
Dienstvereinbarung können Abweichun-
gen von einigen Vorgaben zur Arbeits-
zeiterfassung vereinbart werden, insbe-
sondere im Hinblick auf Form und Zeit-
punkt der Aufzeichnung. 

 Das Gesetz soll am ersten Tag des auf die 
Verkündung folgenden Quartals in Kraft 
treten. Es sind jedoch – nur bezogen auf 
die elektronische Arbeitszeiterfassungs-
pflicht - nach Unternehmensgröße ge-
staffelte Übergangszeiten zwischen ei-
nem und fünf Jahren vorgesehen: 
 

≤ 10 Arbeitnehmer 

Die elektronische Erfassung ist 

dauerhaft nicht vorgesehen, eine 

handschriftliche Aufzeichnung ist 

ausreichend. 

< 50 Arbeitnehmer Fünf Jahre Übergangsregelung 

< 250 Arbeitnehmer Zwei Jahre Übergangsregelung 

≥ 250 Arbeitnehmer Ein Jahr Übergangsregelung 

 

 Verstöße gegen die Aufzeichnungs- und 
Informationspflichten stellen Ordnungs-
widrigkeiten dar und können mit Geldbu-
ßen bis zu 30.000 Euro geahndet werden. 
Unter Umständen droht Unternehmen – 
wie bisher - die Einziehung von Gewin-
nen, die aufgrund von Verstößen gegen 
das Arbeitszeitgesetz erzielt wurden (vgl. 
§ 29a OWiG). 

Fazit & Ausblick 

Bereits heute besteht eine Pflicht zur Erfassung 
der täglichen Arbeitszeit der Arbeitnehmer. Die 
Art und Weise der Arbeitszeiterfassung ist aktuell 
noch nicht gesetzlich vorgeschrieben. 

Bei dem Gesetzentwurf handelt es sich „nur“ um 
einen Referentenentwurf. Es ist damit zu rech-
nen, dass zahlreiche Änderungswünsche an den 
Gesetzgeber herangetragen werden, sodass 
wahrscheinlich mit Änderungen im Rahmen des 
Gesetzgebungsprozesses zu rechnen ist. Aktuell 
erweist sich der Gesetzentwurf leider als wenig 
flexibel im Hinblick auf die Arbeitszeiterfassung. 
Wesentliche Fragen wie z. B. der Umgang mit 
Vertrauensarbeitszeit werden nicht eindeutig ge-
regelt. Es ist daher zu hoffen, dass an verschie-
denen Stellen noch „Nachjustierungen“ erfolgen, 
um praxisgerechte Lösungen einer digitalen und 
flexiblen Arbeitswelt zu ermöglichen. 

Arbeitgebern mit mehr als zehn Arbeitnehmern 
ist trotz der geplanten Übergangsfristen zu emp-
fehlen, sich zeitnah Gedanken über die Einfüh-
rung und Ausgestaltung eines elektronischen 
Zeiterfassungssystems zu machen. Zudem sollte 
berücksichtigt werden, dass infolge der Arbeits-
zeiterfassungspflicht Verstöße gegen das Arbeits-
zeitgesetz und Überstunden sichtbarer werden. 
Diesbezügliche Risiken können durch flankie-
rende Compliance-Maßnahmen, insbesondere der 
Implementierung von festgelegten Prozessen im 
Unternehmen, reduziert werden. 

Wir werden den weiteren Gesetzgebungsprozess 
beobachten und weiter berichten. Selbstver-
ständlich unterstützen wir Sie gerne bei der Im-
plementierung von Arbeitszeiterfassungssyste-
men sowie begleitenden arbeitsrechtlichen Com-
pliance-Maßnahmen in Ihrem Unternehmen. 
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Rechtsanwältin, Fachanwältin für Arbeitsrecht, 
Partnerin 
Dr. Franziska Hügel-Spohnheimer 
T: +49 211 – 1365-8970 
F: +49 211 – 1365-8973 
franziska.huegel-spohnheimer@bdolegal.de 
www.bdolegal.de 
 
Rechtsanwalt 
Danny Sassek 
T: +49 211 – 1365-8970 
F: +49 211 – 1365-8973 
danny.sassek@bdolegal.de 
www.bdolegal.de 
 
 
3. ÖFFENTLICHES STEUERRECHT 

3.1. Überlassung von Betriebsvorrichtungen - 
Umfang der steuerfreien Vermietung nach 
§ 4 Nr. 12 UStG 

Was wurde entschieden? 

Der europäische Gerichtshof hat mit seinem Ur-
teil vom 04.05.2023 über die umsatzsteuerliche 
Einordnung der Vermietung eines Gebäudes samt 
Betriebsvorrichtungen entschieden.  

Der Gerichtshof entschied dabei: 

„Art. 135 Abs. 2 Satz 1 Buchst. c der Richtlinie 
2006/112/EG des Rates vom 28.November 2006 
über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem ist 
dahin auszulegen, dass er auf die Vermietung auf 
Dauer eingebauter Vorrichtungen und Maschinen 
keine Anwendung findet, wenn diese Vermietung 
eine Nebenleistung zu einer Hauptleistung der 
Verpachtung eines Gebäudes ist, die im Rahmen 
eines zwischen denselben Parteien geschlossenen 
und nach Art. 135 Abs. 1 Buchst. l dieser Richtli-
nie steuerbefreiten Pachtvertrags erbracht wird, 
und diese Leistungen eine wirtschaftlich einheit-
liche Leistung bilden.“ 

(EuGH C-516/21 04.05.2023) 

Hintergrund: 

Schon vor Jahren ging es immer wieder um die 
Frage, ob ein Umsatz aus einer Leistung, welche 
in mehrere Einzelleistungen aufgeteilt werden 
kann, zu unterschiedlichen Steuersätzen umsatz-
steuerpflichtig werden kann. Bereits in früheren 
Urteilen hat der Europäische Gerichtshof festge-
stellt, dass auf eine einheitliche Leistung nur ein 
Steuersatz anwendbar ist. Eine solche ist gege-
ben, wenn der Steuerpflichtige mindestens zwei 
Handlungen vornimmt, die objektiv eine untrenn-

bare wirtschaftliche Leistung darstellen, deren 
Aufspalten wirklichkeitsfremd wäre. In diesem 
Rahmen wurde von einer Unterteilung der Leis-
tung in Haupt- und Nebenleistung gesprochen. 
Die Leistungen werden einheitlich zum Steuer-
satz der Hauptleistung besteuert. Auch in Bezug 
auf Art. 135 der Richtlinie 2006/112/EG über das 
gemeinsame Mehrwertsteuersystem (RL 2006/ 
112/EG) wurde zum Teil ein Aufteilungsgebot bei 
Grundstücksvermietungen begründet. 

Warum hat der Gerichtshof erneut entschie-
den? 

Im Grundsatz gilt, dass jede Dienstleistung, die 
ein Steuerpflichtiger gegen Entgelt erbringt, der 
Mehrwertsteuer unterliegt. Art. 135 Abs. 1 
Buchst. l RL 2006/112/EG befreit die Vermietung 
und Verpachtung von Grundstücken von der Um-
satzsteuerpflicht. In Art. 135 Abs. 2 Satz 2 
Buchst. c RL 2006/112/EG wird die Vermietung 
von auf Dauer eingebauten Vorrichtungen und 
Maschinen allerdings von der Befreiung der Um-
satzsteuerpflicht ausgeschlossen. Im deutschen 
Recht wird dies in § 4 Nr. 12 S. 2 UStG geregelt. 

In dem strittigen Fall ging es um die Verpachtung 
eines Stallgebäudes zur Putenzucht mit auf 
Dauer eingebauten Vorrichtungen und Maschinen. 
Es wurde ein einheitliches Entgelt für die Ver-
pachtung des Gebäudes sowie für die Vorrichtun-
gen und Maschinen gezahlt. Das Finanzamt war 
der Ansicht, dass beide Leistungen getrennt von-
einander besteuert werden müssen und die Ver-
pachtung des Stallgebäudes somit gem. Art. 135 
Abs. 1 Buchst. l RL 2006/112/EG bzw. § 4 Nr. 12 
Satz 1 Buchst. a UstG umsatzsteuerfrei ist. Die 
Pacht der Vorrichtungen und Maschinen sollte 
hingegen nach Art. 135 Abs. 2 Satz 1 Buchst. c RL 
2006/112/EG bzw. § 4 Nr. 12 Satz 2 UstG der 
Umsatzsteuerpflicht unterliegen. Das Finanzge-
richt folgte dieser Auffassung jedoch nicht, wo-
raufhin das Finanzamt gegen das Urteil Revision 
einlegte. Der Bundesfinanzhof hatte bezüglich 
der Auslegung von Art. 135 Abs. 2 Satz 1 Buchst. 
c RL 2006/112/EG Zweifel, weshalb er die Frage, 
ob auch eine Steuerbefreiung i. S. d Art. 135 
Abs. 2 Satz 1 Buchst. c RL 2006/112/EG vorliegt, 
wenn die Verpachtung von eingebauten Vorrich-
tungen und Maschinen im Rahmen einer Gebäu-
deverpachtung erfolgt, an den Europäischen Ge-
richtshof weitergab.  

Wie kam der Gerichtshof zu seiner Entschei-
dung? 

Der Gerichtshof bezieht sich in seiner Entschei-
dung auf seine bisherige Rechtsprechung. Im 

https://www.bdolegal.de/de-de/ansprechpartner/dr-franziska-hugel-spohnheimer
mailto:franziska.huegel-spohnheimer@bdolegal.de
http://www.bdolegal.de/
http://www.bdolegal.de/
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Rahmen dieser argumentiert er, dass für Um-
sätze, die sich aus verschiedenen Einzelleistun-
gen und Handlungen zusammensetzen, eine Ge-
samtbetrachtung vorzunehmen ist. Mit dieser soll 
bestimmt werden, ob der Umsatz als einheitliche 
oder getrennte Leistung besteuert wird. Ein Um-
satz, der eine wirtschaftlich einheitliche Leistung 
darstellt, darf nicht künstlich aufgespalten wer-
den, da dies gegen das Interesse eines funktio-
nierenden Mehrwertsteuersystems sprechen 
würde. Es muss demnach abgegrenzt werden, ob 
es sich um eine wirtschaftlich einheitliche Leis-
tung handelt. Hierbei muss die Leistung in 
Haupt- und Nebenleistung unterteilt werden.  

Es ist insbesondere von einer Nebenleistung aus-
zugehen, wenn diese dem Kunden nur dazu 
dient, die Hauptleistung optimal zu nutzen und 
sie keinen eigenen Zweck darstellt. Im Falle ei-
ner wirtschaftlich einheitlichen Leistung wird die 
Nebenleistung umsatzsteuerrechtlich gleich der 
Hauptleistung behandelt.  

Dies bedeutet konkret, dass ein Umsatz aus ei-
nem Pachtvertrag, in dem die Hauptleistung die 
Verpachtung einer Immobilie darstellt, auch 
nicht der Umsatzsteuer unterliegt, wenn die Ver-
pachtung einer Immobilie mit der Verpachtung 
von Vorrichtungen und Maschinen als Nebenleis-
tung eine einheitliche Leistung darstellt.  

Da der Grundsatz lautet, dass jede Dienstleis-
tung, die ein Steuerpflichtiger gegen Entgelt er-
bringt, der Umsatzsteuer unterliegt, sind Steuer-
befreiungen nach Art. 135 Abs. 1 RL 
2006/112/EG eng auszulegen und Ausnahmen der 
Steuerbefreiung gem. Art. 135 Abs. 2 RL 
2006/112/EG weit auszulegen.  

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Der Gerichtshof hat noch einmal ausdrücklich da-
rauf hingewiesen, dass einheitliche Leistungen 
nicht getrennt besteuert werden. Sie werden 
stattdessen in Haupt- und Nebenleistung aufge-
teilt und unterliegen dem Steuersatz der Haupt-
leistung. Wird ein Pachtvertrag, bestehend aus 
der Verpachtung eines Gebäudes und der Ver-
pachtung von Vorrichtungen und Maschinen zwi-
schen denselben Parteien, geschlossen, ist zu-
nächst die Frage zu stellen, ob die beiden Leis-
tungen eine wirtschaftlich einheitliche Leistung 
darstellen. Stellt die Hauptleistung die Verpach-
tung eines Gebäudes dar, die nach Art. 135 
Abs. 1 Buchst. l RL 2006/112/EG umsatzsteuer-
befreit ist, unterliegt der komplette Umsatz aus 
dem Pachtvertrag nicht der Umsatzsteuer. Die 
Ausnahmen nach Art. 135 Abs. 2 Satz 1 Buchst. c 

RL 2006/112/EG greifen hier für die Verpachtung 
von auf Dauer eingebauten Vorrichtungen und 
Maschinen nicht. 

 
Rechtsanwalt, Steuerberater 
Henning Overkamp 
T: +49 251 – 322015-73 
F: +49 251 – 322015-20 
henning.overkamp@bdo-concunia.de 
www.bdo-concunia.de 

 

3.2. Digitalisierungslösung zur Umsetzung der 
Anforderungen des § 2b UStG 

Ausgangssituation 

Der §2b UStG betrifft eine Änderung des Umsatz-
steuergesetzes dahingehend, dass Leistungen von 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
(jPdöR), d. h. Bund, Länder, Kommunen, öffentli-
che Unternehmen, Kirchen und caritative Einrich-
tungen oder auch Hochschulen und Forschungsein-
richtungen, zukünftig noch konsequenter der um-
satzsteuerlichen Bewertung und Abrechnung un-
terworfen werden. 

Zur Erinnerung: Hiernach begründen zukünftig die 
jeweiligen Leistungskonstellationen die Unterneh-
mereigenschaft der jPdöR und damit die Umsatz-
besteuerung dieser Leistungen. Damit steht die 
Leistung selbst im Fokus der Betrachtung als 
Grundlage für eine Einordnung! 

Die gesetzlichen Fristen zur Einführung dieser Än-
derung wurden in der Vergangenheit mehrfach, 
und teilweise auch sehr kurzfristig, verschoben. 
Der verbindliche Einführungszeitpunkt ist damit 
mehr oder weniger ungewiss. Dass die Änderung 
kommen wird, ist jedoch sicher! 

 
Herausforderungen 

Umsatzsteuerrechtliche Bewertung der Leis-
tungen als Daueraufgabe 

Durch die Anpassung von § 2b UStG stehen öf-
fentliche Institutionen derzeit vor der großen 
Herausforderung, die bestehenden und häufig 
von vielen Besonderheiten geprägten Leistungs-
konstellationen in sogenannte wirtschaftliche 
und nicht-wirtschaftliche Leistungen zu differen-
zieren, und diese damit den steuerpflichtigen 
bzw. vorsteuerabzugsberechtigten Leistungen zu-
zuordnen. Dies ist jedoch keine einmalige Auf-
gabe. Die umsatzsteuerrechtliche Leistungsbe-
wertung wird damit zu einer Daueraufgabe, die 
in den administrativen Prozessen der öffentli-

mailto:henning.overkamp@bdo-concunia.de
http://www.bdo-concunia.de/
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chen Institutionen sowohl in Kapazität als auch in 
Kompetenz zu verorten ist. 

Weiterentwicklung der umsatzsteuerlichen Ab-
rechnung 

Die Änderung des § 2b UStG wird dazu führen, dass 
der Anteil an Leistungen, die umsatzsteuerlich zu 
behandeln sind, steigt. Gleichsam steigt hiermit 
auch die Möglichkeit zum Vorsteuerabzug. Die He-
rausforderung wird stets an jenen Stellen spürbar, 
an denen die Möglichkeiten zum Vorsteuerabzug 
in Ermangelung geeigneter funktionaler Eigen-
schaften der ERP-Verfahren nicht umfänglich oder 
nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand (da 
manuell durchzuführen) nicht umfassend genutzt 
werden können. Die Potenziale des umfassenden 
Vorsteuerabzugs werden nach unseren Erfahrun-
gen insbesondere in Bezug auf die Gemeinkosten 
und mischfinanziertes Anlagevermögen nicht aus-
geschöpft. 

Lösungsansatz von BDO und alphaQuest 

Der Lösungsansatz, den BDO und alphaQuest vor-
schlagen, basiert auf digitalen Technologien und 
greift die Änderungen des § 2b UStG auf den fol-
genden drei Gestaltungsebenen auf: „Compli-
ance“, „Wirtschaftliche Prozesse“, „Steueropti-
mierung“. 

Vor diesem Hintergrund hat BDO mit alphaQuest 
– einem Data Science Spezialist - eine Digitalisie-
rungslösung für die Umsetzung der Anforderun-
gen des § 2b UStG entwickelt, welche die nach-
folgend beschriebenen vier Komponenten um-
fasst, und die entsprechend vor Ort etablierten 
ERP-Systeme um die erforderlichen, steuerrecht-
lich motivierten Spezialfunktionen ergänzt, die 
von diesen Systemen nicht geleistet werden kön-
nen. 
 

 

CalcuVATor – Die Digitalisierungslösung zur Um-
setzung der Anforderungen des § 2b UStG 

Die Modul 1 „Vertragsanalyse“ stellt Funktionen 
für eine KI-basierte Erkennung und umsatzsteuer-
rechtliche Interpretation von digitalen oder digi-
talisierten Verträgen auf der Grundlage von ex-
plainable KI bereit und unterstützt damit den An-
wender technologiebasiert bei der erforderlichen 

umsatzsteuerrechtlichen Einordnung/Bewertung 
des Vertrags. 

Die Modul 2 „Rechnungsanalyse“ umfasst KI-ba-
sierte Funktionen zur Prüfung von digitalisiertem 
bzw. digital vorliegendem Rechnungsmaterial auf 
steuerrechtliche Konformität gemäß § 14 Abs. 4 
UStG als eine zentrale Voraussetzung für einen ge-
setzeskonformen und erfolgreichen Vorsteuerab-
zug. 

Modul 1 und Modul 2 werden dabei so gestaltet, 
dass diese sich in die bestehenden bzw. noch zu 
etablierenden Kundenprozesse zur Dokumen-
tendigitalisierung einbinden lassen. 

Die Modul 3 „vorsteueroptimierte Gemeinkos-
tenverrechnung“ unterstützt die Ermittlung des 
abziehbaren Vorsteueranteils im Gemeinkosten-
bereich durch eine bis auf Tätigkeitsebene durch-
geführte, verursachungsgerechte Gemeinkosten-
verrechnung unter Beibehaltung des geschäftsvor-
fallspezifischen Umsatzsteuermerkmals mit an-
schließender steuerrechtskonformer Auswertbar-
keit des Vorsteueranteils als Vorbereitung für die 
Umsatzsteuererklärung. 

Die Modul 4 „Mischnutzung“ bildet die umsatz-
steuerlichen Anforderungen aus der  gleichzeiti-
gen Nutzung von Anlagegütern des Sachanlagever-
mögens im wirtschaftlichen und nicht-wirtschaft-
lichen Bereich ab, in dem die regelmäßige Mes-
sung und gesetzeskonforme Dokumentation der 
sphärenspezifischen Nutzungsintensitäten ebenso 
ermöglicht wird, wie die Ermittlung des anteiligen 
Vorsteuerabzugs und die sich aus Änderungen der 
Nutzungsintensität in Folgejahren ergebenden er-
forderlichen Vorsteuerkorrekturen und deren au-
tomatisierte Buchung. Auch dieses Datenmaterial 
wird als Grundlage für eine steuerrechtskonforme 
Umsatzsteuererklärung auswertbar sein. 

Diese technologischen Grundlagen werden dann 
im Rahmen von einzelnen Kundenprojekten auf 
die spezifischen Kundenanforderungen hin weiter-
entwickelt. 

 

Nutzen 

Der richtige Zeitpunkt 

Auch wenn sich der verbindliche Einführungszeit-
punkt des § 2b UStG wiederholt verschoben hat, 
ist die Einführung des § 2b UStG gewiss. 

Aufgrund unserer Erfahrungen empfehlen wir ei-
nen Handlungsansatz, der proaktiv ist und alle 
drei Gestaltungsebenen adressiert, da unter den 
gegebenen fachlichen (z. B. Umfang der steuerli-  

Schaffung zusätzlicher 
Liquidität für Sie

Nachhaltige Minimierung des (zusätzlichen) 
Arbeitsaufwands für Sie

Einhaltung von Compliance-Standards

Modul 4

Einfache Korrektur der 
Mischnutzung

Modul 3

Tool-gestützte 
Vorsteueroptimierung 

Modul 2

Unterstützte 
Vertragsanalyse

Automatisierte 
Rechnungsanalyse

Modul 1
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chen Interpretation des § 2b UStG, vorhanden 
Prüfraster) und technischen (z. B. Qualität und 
Kompetenzen im Bereich Data Science Lösungen, 
Interoperabilität von IT-Lösungen, Reifegrad von 
KI-Lösungen) Voraussetzungen der beste Zeit-
punkt ist, ein entsprechendes Implementierungs-
projekt, ohne zeitlichen Druck in Bezug auf die re-
gulatorische Terminvorgabe und Überraschungen 
durchzuführen. 

Return on Investment 

Unabhängig von der Einführung der Änderung des 
§ 2b UStG besteht die Pflicht zur umsatzsteuerli-
chen Abrechnung entsprechender Tätigkeiten oh-
nehin bereits. Die Änderung des Umsatzsteuer-
rechts ist demzufolge nur ein weiterer „externer“ 
Impuls für die fachliche, organisatorische und 
technische Weiterentwicklung administrativer 
Prozesse und der unterstützenden IT-Werkzeuge. 

Insofern es gelingt, diesen „externen“ Impuls ak-
tiv aufzugreifen, können die positiven Effekte aus 
der Prozess- und Steueroptimierung durch die Um-
setzung einer Digitalisierungslösung zur Umset-
zung der Anforderungen des § 2b UStG bereits 
heute gehoben werden. Insbesondere die fiskali-
schen Effekte aus der vorsteueroptimierten Ge-
meinkostenverrechnung sowie der vorsteueropti-
mierten Abbildung der Mischnutzung von Anlage-
vermögen gem. § 15a UstG können positive Bei-
träge zur Finanzierung der Implementierung einer 
Digitalisierungslösung leisten. 

Insofern der zeitliche Projektzuschnitt so gewählt 
wird, dass die erste vorsteueroptimierte Abrech-
nung noch für das Jahr des Projektstarts erfolgen 
kann und die Möglichkeit der rückwirkenden Um-
satzsteuererklärung bzw. der Änderung derselben 
noch bestehen, können sich die Einführungskos-
ten, bei entsprechendem, bisher ungenutztem 
Vorsteuerabzugspotenzial, bereits im Implemen-
tierungsjahr amortisieren.  

 
Partner 
Steven Heilmann 
Beratung öffentlicher Sektor 
BDO AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
T: +49 40 30293-0 
T: +49 170 420 8424 
steven.heilmann@bdo.de 
www.hamburg@bdo.de 
 
 

3.3. Studie zur Umsetzung des § 2b UStG - Ihre 
Meinung ist gefragt 

Sollten wir jetzt durchschnaufen oder die Zeit 
klug nutzen, um die richtigen Dinge für eine er-
folgreiche UStG-2b-Umsetzung nunmehr auch 
richtig zu tun, oder gibt es noch ganz andere 
Lösungsstrategien? 

Das ist die zentrale Frage, die aus unterschiedli-
chen Richtungen an uns herangetragen wird und 
die wir zuletzt auch in unserem Neujahrspecial für 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen „Digi-
talisierung – (k)ein Problem?!“ Anfang diesen Jah-
res diskutiert haben. 

Aus diesem Grund führen wir aktuell gemeinsam 
mit unserem Partner, der Firma alphaQuest 
GmbH, eine repräsentative Umfrage im Hinblick 
auf den aktuellen Umsetzungsstand bzgl. §2b UStG 
bei den betroffenen Organisationen durch. 

Hierfür bitten wir Sie um Unterstützung. Erfah-
rungsgemäß werden Sie ca. 10 bis 15 Minuten für 
die Bearbeitung des Fragebogens benötigen. 

Hier geht es zur Umfrage:  
WebLink zur Umfrage (MS Forms) 
 
Zum Hintergrund der Studie: 

Die Praxis zeigt, dass seit der Einführung des § 2b 
UStG zum 1. Januar 2016 zwar erste Fragestellun-
gen geklärt werden konnten, aber bei einer Viel-
zahl von konkreten individuellen Fragestellungen 
weiterhin Unsicherheiten bestehen. 

Zudem befassen sich die einzelnen Organisationen 
mit unterschiedlicher Intensität mit diesem The-
menkomplex. Einzelne Organisationen sind bei 
der Identifikation, Einordnung und Umsetzung der 
relevanten Sachverhalte sehr weit fortgeschrit-
ten, andere hingegen stehen noch relativ am An-
fang dieses Prozesses. Auch unterscheiden sich die 
dabei gewählten Schwerpunksetzungen erheblich, 
da viele vordergründig auf Compliance abstellen 
und die prozessuale Perspektive in Teilen oder 
auch gar nicht berücksichtigen. Chancen und Mög-
lichkeiten der Digitalisierung kommen zu kurz. 

Um nun ein möglichst umfassendes Bild zum Um-
setzungsstand und der unterschiedlichen Lösungs-
strategie zu erlangen, beziehen wir bei der Um-
frage 

 die öffentliche Verwaltung (Kernverwal-
tung) 

 kirchliche und caritative Einrichtungen 

mailto:steven.heilmann@bdo.de
mailto:hamburg@bdo.de
https://forms.office.com/Pages/ResponsePage.aspx?id=2KSO4sKNSE2RHC5p_g0Rd4Zb-foMqxlNqYbiBtfK0bNURTNKSlBISzFCWFhRQUxEQjJaMEhKQkczVCQlQCN0PWcu&wdLOR=c86BAC486-B2FF-4AB4-98A2-3EB12EE8F634
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 Hochschulen und Forschungseinrichtun-
gen sowie 

 öffentliche Unternehmen 

mit ein und schaffen so die Möglichkeit, ggf. be-
stehende sektorspezifische Besonderheiten in den 
Anforderungen und den Lösungsansätzen heraus-
zuarbeiten. 

Für repräsentative Ergebnisse, die wir Ihnen gerne 
zur Verfügung stellen, sind wir an einer hohen 
Teilnahmequote an der Umfrage interessiert.  

Dafür möchten wir Sie um Unterstützung in der 
Form bitten, den Umfragelink in Ihren jeweiligen 
Arbeitsgruppen, Netzwerken zu teilen bzw. be-
züglich einer umfassenden Teilnahme an der Um-
frage zu werben. Erfahrungsgemäß erhöht dies die 
Rückmeldequote deutlich. 

Hier geht es zur Umfrage: 
WebLink zur Umfrage (MS Forms) 
 
Die Beantwortung der Fragen erfolgt dabei voll-
kommen anonym und die erfassten Informationen 
werden nur in aggregierter Form für die Auswer-
tung verwendet. Ein Rückschluss auf die Daten-
herkunft oder eine Zuordnung der Datensätze zu 
Personen ist grundsätzlich nicht möglich. 

Die Umfrage sollte idealerweise von einer Person 
ausgefüllt werden, welche einen guten Überblick 
zu den steuerlichen Themen der jeweiligen Orga-
nisation hat resp. für die organisationsweite Um-
setzung des § 2b UStG zuständig ist. 

Grundsätzlich erfolgt neben der Erarbeitung einer 
Gesamtstudie über alle Teilnehmer:innen aus den 
oben benannten Segmenten eine Ergänzung um 
zusätzliche gesonderte Auswertungen je Segment 
in Form von Teilstudien. 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen sehr gerne zur 
Verfügung. 

 
Partner 
Steven Heilmann 
Beratung öffentlicher Sektor 
BDO AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
T: +49 40 30293-0 
T: +49 170 420 8424 
steven.heilmann@bdo.de 
www.hamburg@bdo.de 
 

4. IN EIGENER SACHE 

4.1. Mandantenstimme 

Britta Jenniches, allgemeine Vertreterin des 
Bürgermeisters und Kämmerin der Stadt 
Spenge: 

„Bereits im Rahmen der Umstellung des kommu-
nalen Haushaltsrechts in NRW auf das NKF habe 
ich die Dozentinnen und Dozenten der Concunia 
als fachlich hochqualifiziert und praxisnah bei 
Fortbildungsseminaren kennengelernt.  

Seit einigen Jahren arbeiten wir sehr gut und ver-
trauensvoll mit der Concunia bei den Abschluss-
prüfungen des Kernhaushaltes, des Eigenbetriebes 
und des Zweckverbandes zusammen. 

Darüber hinaus begleitet uns die Concunia im Zuge 
der § 2b UStG-Umstellung und berät uns sachver-
ständig bei allen aufkommenden haushalts- und 
steuerrechtlichen Fragestellungen.“ 

 

4.2. WEBTALK – DIENST(AGS)BESPRECHUNG 

Mit unserem Format „DIENST(AGS)BESPRECHUNG" 
über aktuelle Entwicklungen bei öffentlichen In-
stitutionen haben wir am 29. August 2023 die 
nächste Veranstaltung geplant. 

Das Moderatorenduo Andreas Jürgens und Chris-
tian Trost (unser Expertenteam für öffentliche 
Unternehmen und Verwaltung) hat in dem ein-
stündigen Format unterschiedliche Themen aus 
Betriebswirtschaft, Rechnungslegung und Steuer-
recht aufgegriffen und wurde dabei durch weitere 
fachliche Experten der BDO AG Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft unterstützt.  

Der WEBTALK ist kostenfrei – wir freuen uns auf 
Ihre Teilnahme! 

 

4.3. Mitarbeiter 

Wir freuen uns, folgende neue Mitarbeiter:innen 
begrüßen zu dürfen: 

Ab 1. Juni 2023 

- Davin Nisov, Steuerassistentin in der kommuna- 
  len Steuerberatung 

- Marvin Lehman, Steuerassistent in der kommu- 
  nalen Steuerberatung 

  

https://forms.office.com/Pages/ResponsePage.aspx?id=2KSO4sKNSE2RHC5p_g0Rd4Zb-foMqxlNqYbiBtfK0bNURTNKSlBISzFCWFhRQUxEQjJaMEhKQkczVCQlQCN0PWcu&wdLOR=c86BAC486-B2FF-4AB4-98A2-3EB12EE8F634
mailto:steven.heilmann@bdo.de
mailto:hamburg@bdo.de
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4.4. Seminare 

22.08.2023 
Steuerrecht für Kammern und berufsständige Ein-
richtungen 
Referent: Herr StB Christian Trost  
Anbieter: Kommunales Bildungswerk e. V. 
Veranstaltungsort: Berlin und Online (Zoom) 
 
23.08.2023 
Kommunale Betriebe und Beteiligungen - Struktu-
ren und Prozesse im Konzern erfolgreich gestal-
ten 
Referent: Herr WP/StB Andreas Jürgens 
Anbieter: Studieninstitut Westfalen-Lippe 
Veranstaltungsort: Münster 
 
23.08.2023 
§ 2b UStG - so gelingt die Umstellung auf die 
neuen umsatzsteuerlichen Anforderungen für die 
Verwaltung inkl. Erläuterung der aktuellen BMF-
Schreiben 
Referent: Herr StB Christian Trost  
Anbieter: Kommunales Bildungswerk e. V. 
Veranstaltungsort: Berlin und Online (Zoom) 
 
24./25.08.2023 
Fachtagung 2023 Bundesprüfertagung®: Die 
Rechnungsprüfung vor neuen Herausforderungen: 
Multiple Krisen, Schuldenbremse, engere finanzi-
elle Spielräume - was folgt daraus in der Praxis? 
Künstliche Intelligenz und die Zukunft der Rech-
nungsprüfung. Schwerpunkte im Prüfungsalltag 
Referent: Herr StB Christian Trost u. a. 
Anbieter: Kommunales Bildungswerk e. V. 
Veranstaltungsort: Berlin und Online (Zoom) 
 
30.08.2023 
Update § 2b UStG - der Countdown läuft (erneut) 
Referent: Herr StB Christian Trost  
Anbieter: Sächsischer Städte- und Gemeindetag 
Veranstaltungsort: Dresden, Hybrid Seminar 
 
 
31.08.2023 
Tax Compliance und neue Chancen durch § 2b 
UStG für Führungskräfte in Verwaltungen  
Referent: Herr StB Christian Trost  
Anbieter: Sächsischer Städte- und Gemeindetag 
Veranstaltungsort: Dresden, Hybrid Seminar 
 
04.09.2023 
Gebührenkalkulation im Rettungsdienst 
Referent: Herr Gregor Mikolajczak (M.Sc.)  
Anbieter: Studieninstitut Westfalen-Lippe 
Veranstaltungsort: Münster 

 
05./06. und 12./13.09.2023 
Steuertage M-V 2023 – Intensivkurs und Erfah-
rungsaustausch zum Kernthema „Die Kommune 
als Steuerzahler“ 
Referent: Frau RA Marijke Wittke und  
Herr StB Christian Trost 
Anbieter: Kommunales Studieninstitut Mecklen-
burg-Vorpommern 
Veranstaltungsort: Güstrow 
 
11.09.2023 
Spezielle Haftungsfragen bei der Gewerbesteuer, 
Schwerpunkt Vertreterhaftung nach § 69 AO 
Referent: Herr RA/StB Henning Overkamp 
Anbieter: Studieninstitut Westfalen-Lippe 
Veranstaltungsort: Münster 
 
13.09.2023 
Herstellungskosten und Erhaltungsaufwand rich-
tig abgrenzen, Auswirkungen des Komponenten-
ansatzes auf die Abgrenzung 
Referent: Herr WP/StB Andreas Jürgens 
Anbieter: Studieninstitut für kommunale Verwal-
tung Aachen 
Veranstaltungsort: Aachen 
 
14.09.2023 
Gebührenkalkulation Grundlagenseminar 
Referent: Herr Gregor Mikolajczak (M.Sc.) 
Anbieter: Studieninstitut für kommunale Verwal-
tung Aachen 
Veranstaltungsort: Aachen 
 
15.09.2023 
Die Kalkulation von Rettungsdienstgebühren 
Referent: Herr Gregor Mikolajczak (M.Sc.) 
Anbieter: Studieninstitut für kommunale Verwal-
tung Aachen 
Veranstaltungsort: Aachen 
 
18.09.2023 
Nachhaltigkeit - wichtige Impulse für die Kämme-
reien, Diskussionen und Erfahrungsaustausch 
Referent: Andreas Jürgens 
Anbieter: Studieninstitut Westfalen-Lippe 
Veranstaltungsort: Münster 
 
17./18.10.2023 
Umsatzsteuer in der öffentlichen Verwaltung 
Referent: Herr StB Christian Trost  
Anbieter: Management Circle 
Veranstaltungsort: Berlin 
  

https://www.kbw.de/seminar/steuerrecht-fuer-kammern-berufsstaendige-einrichtungen_STA082D
https://www.kbw.de/seminar/steuerrecht-fuer-kammern-berufsstaendige-einrichtungen_STA082D
https://www.kbw.de/seminar/steuerrecht-fuer-kammern-berufsstaendige-einrichtungen_STA082D
https://www.kbw.de/seminar/steuerrecht-fuer-kammern-berufsstaendige-einrichtungen_STA082D
https://www.stiwl.de/fortbildung/veranstaltungen/alle-termine/?idsem=186362
https://www.stiwl.de/fortbildung/veranstaltungen/alle-termine/?idsem=186362
https://www.stiwl.de/fortbildung/veranstaltungen/alle-termine/?idsem=186362
https://www.stiwl.de/fortbildung/veranstaltungen/alle-termine/?idsem=186362
https://www.kbw.de/seminar/ustg-paragraph-2b-umstellung_STA082U#termine
https://www.kbw.de/seminar/ustg-paragraph-2b-umstellung_STA082U#termine
https://www.kbw.de/seminar/ustg-paragraph-2b-umstellung_STA082U#termine
https://www.kbw.de/seminar/ustg-paragraph-2b-umstellung_STA082U#termine
https://www.kbw.de/seminar/ustg-paragraph-2b-umstellung_STA082U#termine
https://www.kbw.de/seminar/ustg-paragraph-2b-umstellung_STA082U#termine
https://www.kbw.de/seminar/rp-fachtagung-2023_RPT23#termine
https://www.kbw.de/seminar/rp-fachtagung-2023_RPT23#termine
https://www.kbw.de/seminar/rp-fachtagung-2023_RPT23#termine
https://www.kbw.de/seminar/rp-fachtagung-2023_RPT23#termine
https://www.kbw.de/seminar/rp-fachtagung-2023_RPT23#termine
https://www.kbw.de/seminar/rp-fachtagung-2023_RPT23#termine
https://www.kbw.de/seminar/rp-fachtagung-2023_RPT23#termine
https://www.kbw.de/seminar/rp-fachtagung-2023_RPT23#termine
https://www.ssg-sachsen.de/uploads/tx_rcaktuelles/30.08.2023_01.pdf#termine
https://www.ssg-sachsen.de/uploads/tx_rcaktuelles/30.08.2023_01.pdf#termine
https://www.ssg-sachsen.de/uploads/tx_rcaktuelles/31.08.2023_01.pdf#termine
https://www.ssg-sachsen.de/uploads/tx_rcaktuelles/31.08.2023_01.pdf#termine
https://www.ssg-sachsen.de/uploads/tx_rcaktuelles/31.08.2023_01.pdf#termine
https://www.ssg-sachsen.de/uploads/tx_rcaktuelles/31.08.2023_01.pdf#termine
https://www.stiwl.de/fortbildung/veranstaltungen/alle-termine/?idsem=201078
https://www.stiwl.de/fortbildung/veranstaltungen/alle-termine/?idsem=201078
https://www.studieninstitut-mv.de/seminare/index.php?mod=monat&kat=2023-09&action=details&seminar=0923F800
https://www.studieninstitut-mv.de/seminare/index.php?mod=monat&kat=2023-09&action=details&seminar=0923F800
https://www.studieninstitut-mv.de/seminare/index.php?mod=monat&kat=2023-09&action=details&seminar=0923F800
https://www.studieninstitut-mv.de/seminare/index.php?mod=monat&kat=2023-09&action=details&seminar=0923F800
https://www.stiwl.de/fortbildung/veranstaltungen/alle-termine/?idsem=190396
https://www.stiwl.de/fortbildung/veranstaltungen/alle-termine/?idsem=190396
https://www.stiwl.de/fortbildung/veranstaltungen/alle-termine/?idsem=190396
https://www.stiwl.de/fortbildung/veranstaltungen/alle-termine/?idsem=190396
http://web.antragocloud.de/SIAC/prod/Fortbildung/Course/Details/Index/RI-cid(73549)?catalogUrl=%2FSIAC%2Fprod%2FFortbildung%2FCourse
http://web.antragocloud.de/SIAC/prod/Fortbildung/Course/Details/Index/RI-cid(73549)?catalogUrl=%2FSIAC%2Fprod%2FFortbildung%2FCourse
http://web.antragocloud.de/SIAC/prod/Fortbildung/Course/Details/Index/RI-cid(73549)?catalogUrl=%2FSIAC%2Fprod%2FFortbildung%2FCourse
http://web.antragocloud.de/SIAC/prod/Fortbildung/Course/Details/Index/RI-cid(73549)?catalogUrl=%2FSIAC%2Fprod%2FFortbildung%2FCourse
http://web.antragocloud.de/SIAC/prod/Fortbildung/Course/Details/Index/RI-cid(77248)?catalogUrl=%2FSIAC%2Fprod%2FFortbildung%2FCourse
http://web.antragocloud.de/SIAC/prod/Fortbildung/Course/Details/Index/RI-cid(77248)?catalogUrl=%2FSIAC%2Fprod%2FFortbildung%2FCourse
http://web.antragocloud.de/SIAC/prod/Fortbildung/Course/Details/Index/RI-cid(77249)?catalogUrl=%2FSIAC%2Fprod%2FFortbildung%2FCourse
http://web.antragocloud.de/SIAC/prod/Fortbildung/Course/Details/Index/RI-cid(77249)?catalogUrl=%2FSIAC%2Fprod%2FFortbildung%2FCourse
https://www.stiwl.de/fortbildung/veranstaltungen/alle-termine/?idsem=213601
https://www.stiwl.de/fortbildung/veranstaltungen/alle-termine/?idsem=213601
https://www.stiwl.de/fortbildung/veranstaltungen/alle-termine/?idsem=213601
https://www.stiwl.de/fortbildung/veranstaltungen/alle-termine/?idsem=213601
https://www.managementcircle.de/thema/umsatzsteuer-in-der-oeffentlichen-verwaltung.html#lead
https://www.managementcircle.de/thema/umsatzsteuer-in-der-oeffentlichen-verwaltung.html#lead
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25.10.2023 
§ 2b UStG - so gelingt die Umstellung auf die 
neuen umsatzsteuerlichen Anforderungen für die 
Verwaltung inkl. Erläuterung der aktuellen BMF-
Schreiben 
Referent: Herr StB Christian Trost  
Anbieter: Kommunales Bildungswerk e. V. 
Veranstaltungsort: Berlin und Online (Zoom) 
 
26.10.2023 
Das Tax Compliance Management System (TCMS) 
- Workshop für Praktiker:innen zur Identifikation 
von steuerlichen Risiken in der Verwaltung 
Referent: Herr StB Christian Trost  
Anbieter: Kommunales Bildungswerk e. V. 
Veranstaltungsort: Berlin und Online (Zoom) 
 
 
 
 
 

https://www.kbw.de/seminar/ustg-paragraph-2b-umstellung_STA082U
https://www.kbw.de/seminar/ustg-paragraph-2b-umstellung_STA082U
https://www.kbw.de/seminar/ustg-paragraph-2b-umstellung_STA082U
https://www.kbw.de/seminar/ustg-paragraph-2b-umstellung_STA082U
https://www.kbw.de/seminar/ustg-paragraph-2b-umstellung_STA082U
https://www.kbw.de/seminar/ustg-paragraph-2b-umstellung_STA082U
https://www.kbw.de/seminar/tcms-steuerliches-risikomanagement-workshop_KWB021#termine
https://www.kbw.de/seminar/tcms-steuerliches-risikomanagement-workshop_KWB021#termine
https://www.kbw.de/seminar/tcms-steuerliches-risikomanagement-workshop_KWB021#termine
https://www.kbw.de/seminar/tcms-steuerliches-risikomanagement-workshop_KWB021#termine
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